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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der PIRATEN 

 
 
zum Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

„Gesetz zur finanziellen Beteiligung an den Schulkosten für die Ausbildung von Alten-
pflegerinnen und Altenpflegern und über die Berufsausübung der Gesundheitsfachbe-

rufe“ - Drucksache 16/6092 
 
in der Fassung der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales – Drucksache 16/7558 

 

Der Gesetzentwurf wird wie folgt geändert: 

 

§ 5 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 
„Die Schulkostenpauschale je Schülerin oder Schüler beträgt bei Ausbildungen in Vollzeit 
monatlich 540,00 Euro.“ 

Begründung: 

Die zum Gesetzesentwurf durchgeführte Sachverständigenanhörung hat ergeben, dass der 
genannte Betrag von 280,00 Euro nicht ausreicht, um eine qualitativ angemessene 
Ausbildung zu finanzieren. 

Es wird seitens der Fraktion der Piraten ausdrücklich begrüßt, dass die durch das Gesetz 
gewährte Zuwendung nunmehr als Rechtsanspruch formuliert ist. Dies gibt den 
Fachseminaren ein Minimum an Planungs- und Rechtssicherheit. Die Begründung einer 
Rechtspflicht ist ein Schritt in die richtige Richtung. 

Dennoch reicht die getroffene Regelung nicht aus, um das in der Begründung zur 
Gesetzesänderung aufgeführte Ziel zu erfüllen. Die dort genannte „Sicherstellung einer 
bedarfsgerechten Fachkraftausbildung in der Altenpflege angesichts des demographischen 
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Wandels“, wie sie der Antrag umschreibt, kann nicht mit der Zahlung eines Betrages erreicht 
werden, der so gering ist, dass die Grundzüge der Ausbildung damit in keiner Weise 
abzudecken sind. Ein Rechtsanspruch auf einen zu geringen Betrag geht ebenso ins Leere, 
wie eine freiwillige, nach pflichtgemäßem Ermessen nicht ausgezahlte Geldleistung. 

Für die Krankenpflegeausbildung erhalten die Schulen pro Schüler 540,00 Euro monatlich. 
Die bedarfsgerechte Fachkraftausbildung in der Altenpflege ist eine mindestens genauso 
anspruchsvolle Tätigkeit und sollte mit 540,00 Euro im Monat pro Schüler mit der 
Krankenpflegeausbildung gleichgesetzt werden. 

 

 
Dr. Joachim Paul 
Marc Olejak 
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und Fraktion 

 


